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Wir alle kennen das:
Über das „Personal“ in

der öffentlichen Verwaltung,
bei Bestellungen vom Ver-
fassungsgerichtshof bis zur
Nationalbank und sogar für
Firmen im Staatsbesitz ent-
scheiden politische Parteien.
Sie tun das unter dem Gene-
ralverdacht, dabei jeweils
eigene Parteigänger zu be-
vorzugen. Zuletzt erregten
als Besetzungen der FPÖ
bzw. SPÖ die Casinomana-
ger Peter Sidlo und Dietmar
Hoscher mit ihren Millio-
nenverträgen Aufsehen.

Das ist oft rechtlich so
vorgesehen. Besonders

anschaulich wird der Par-
teienproporz in Schulbehör-
den: „Die stimmberechtig-
ten Mitglieder der Kollegien
der Landesschulräte sind
nach dem Stärkeverhältnis
der Parteien im Landtag, die
stimmberechtigten Mitglie-
der der Kollegien der Be-
zirksschulräte nach dem
Verhältnis der für die im
Landtag vertretenen Partei-
en bei der letzten Landtags-
wahl im Bezirk abgegebenen
Stimmen zu bestellen.“ So
steht es in unserer Verfas-
sung. Realpolitik sind zu-
dem Schuldirektoren nach
Parteifarbe.

Die Meinung, dass
ÖVP, SPÖ und FPÖ

sich mittels Stellenbesetzun-
gen die Macht aufteilen und

ihren schwarz-türkisen, ro-
ten und blauen Leuten Pos-
ten und Pöstchen zukom-
men lassen, ist kein Vor-
urteil der Bevölkerung. Son-
dern wissenschaftlich bewie-
sen. Der Politologe Laurenz
Ennser-Jedenastik hat in
einer Studie nachgewiesen,
dass die überwältigende
Mehrheit der Chefs in staats-
nahen Betrieben nach Par-
teibuch zuordenbar ist.

Die Zahl der türkis-
schwarzen, roten oder

blauen Bosse stieg stets
dann, wenn die jeweilige
Partei Regierungsmacht hat-
te. Weniger elegant gesagt:
ÖVP und SPÖ haben es bei
der Bevorzugung von Partei-
günstlingen toll getrieben,
die FPÖ und kurzfristig das
BZÖ waren um genau gar
nichts besser. Der blaue
Spruch „Man kann nicht

umfärben, was nicht einge-
färbt ist“ ist richtig und un-
verschämt zugleich: Stellen
Sie sich vor, jeder von uns
würde eine Schweinerei an-
prangern und zugleich
schamlos ankündigen, es in
Zukunft genauso übel trei-
ben zu wollen.

Das alles fällt unter Par-
teienproporz im tägli-

chen Sprachgebrauch. Doch
wir haben auch einen offi-
ziellen Proporz in den Lan-
desverfassungen: In allen
Bundesländern außer Vor-
arlberg waren Parteien ab
einem gewissen Stimmenan-
teil automatisch an der Re-
gierung beteiligt. Heute ist
das in Nieder- und Oberös-
terreich noch so. Es gibt kei-
ne Regierung und Opposi-
tion im eigentlichen Sinn. In
Wien haben wir das Kurio-
sum der nicht amtsführen-

den Stadträte, die nur für
ihren Schreibtisch plus Tür-
schild und Visitenkarte zu-
ständig sind – und wie Ursu-
la Stenzel (FPÖ) dennoch
eine Menge Steuergeld für
ihr Gehalt kosten.

Uns noch weniger be-
wusst ist, dass der Pro-

porz im österreichischen
Parlament vertreten ist. Die
im Nationalrat sitzenden
Parteien wählen wir als Volk
direkt. Aber es gibt ja auch
den Bundesrat. Dieser muss
– mit Ausnahme der Budget-
gesetze – jedem Gesetz ge-
nauso zustimmen und kann
nur mittels Beharrungsbe-
schluss der von uns gewähl-
ten Volksvertreter über-
stimmt werden. In bestimm-
ten Fragen, etwa bei den
Kompetenzen der Bundes-
länder, hat er sogar ein Veto-
recht. Die Bundesräte frei-

Karoline Edtstadler, Ministerin für die ÖVP, hat kürzlich ein paar
Kuratoriumsmitglieder im Kunstbereich abberufen. In einer
nächtlichen Aktion ganz kurz vor dem Zeitablauf ihrer Zuständigkeit.
Alle rausgeworfenen Personen passten der ÖVP nicht. Ein nur kleiner
Postenschacher, doch wie ist das mit dem Proporz in Österreich?
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lich stellen sich als Person
keiner Wahl. Sie werden von
den Landtagen nach der Ver-
hältnismäßigkeit der ebenda
sitzenden Parteien be-
schickt.

Geschichtlich kann
man das sogar verste-

hen. Man wollte möglichst
alle Parteien überall dabei
haben, sogar in fast jeder
Landesregierung und in der
Länderkammer. Wer an
einem Tisch oder in einer
Versammlung sitzt, der
schießt nicht aufeinander.
Das klingt heutzutage als
Grund absurd, doch im Feb-
ruar 1934 hatten die politi-
schen Lager einander be-

schossen. Also machte es in
den Anfängen der Zweiten
Republik vor mehr als einem
halben Jahrhundert Sinn, al-
le Parteien in alles einzubin-
den. Weil man sich misstrau-
te und kontrollieren wollte.

Früher waren die Öster-
reicher allerdings weni-

ger gegen das Proporzsys-
tem. 1980 betrugt die Zahl
der Mitglieder von ÖVP und
SPÖ insgesamt mehr als
zwei Millionen. Das ent-
sprach einem Anteil bzw.
Organisationsgrad von rund
35 Prozent der Wahlberech-
tigten. Ein europäischer
Spitzenwert, der dazu führte,
dass man einst den Proporz
nach Parteizugehörigkeit
halbwegs in Ordnung fand.

Doch inzwischen ist ein
solches Parteidenken

nicht mehr zeitgemäß. We-
der im politikwissenschaftli-
chen Sinn von Proporzregie-
rungen noch im alltags-
sprachlichen Verständnis
von Posten für Parteimen-
schen. Was man bräuchte,
um damit Schluss zu ma-
chen? Verfassungsänderun-
gen und ein Umdenken der
Parteien. Beides ist leider
sehr unwahrscheinlich.

% Postenvergabe nach Parteistär-
ke: Aufsichtsratsposten in staats-
nahen Betrieben wie den Casinos
Austria, dem VfGH, dem Albertina
Museum und der Österreichischen
Nationalbank sind begehrt. $der Parteien

7

8

9

Peter Filzmaier ist Professor
für Politikwissenschaft an der
Donau-Universität Krems und

der Karl-Franzens-Universität Graz.
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